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Wenn die Schweiz um drei Grad wärmer wird
Wie wird die Schweiz bei einer Durchschnittstemperatur von plus drei Grad im Vergleich zu heute aussehen? Dieser Frage widmen sich 
heute die SRG-Fernsehsender an ihrem ersten nationalen Thementag. Aus Graubünden berichtet Radiotelevisiun Svizra Rumantscha.

von Fadrina Hofmann

Nach Aussagen von Schweizer Wissen­
schaftern wird die Durchschnitts­
temperatur bis Ende des Jahrhunderts
um rund drei Grad ansteigen. Der
Klimawandel wird tief greifende und
dauerhafte Veränderungen mit sich
bringen. Manche davon werden uns
vor grosse Herausforderungen stellen,
wie zum Beispiel heftige Wetterereig­
nisse oder verschwindende Gletscher.
Doch auch einige positive Aspekte
sind abzusehen, wie etwa sauberere
Atemluft dank geringerer CO2­Emmis­
sionen, eine natürlichere Landwirt­
schaft oder der Ausbau des Sommer­
tourismus in den Bergen.

Die SRG­Fernsehsender widmen
sich heute ab 20.05 Uhr drei Stunden 
lang gleichzeitig, viersprachig und zur 
Primetime dem Thema Klimawandel.

Live­Berichterstattung, ein Spielfilm,
Reportagen, Experten und eine Mei­
nungsumfrage gehören zu diesem
national ausgerichteten Projekt. «Die 
Problematik wird insbesondere aus
Schweizer Sicht und in ihrer ganzen 
Komplexität durch zahlreiche Linsen 
betrachtet werden. Dabei soll die Sen­
dung aber weder angsteinflössend
noch schreckenerregend wirken. Wir
möchten vor allem die jungen Men­
schen erreichen, die am meisten von 
der Zukunft unseres Planeten abhän­
gen», erklärt Projektleiter Olivier
Cajeux.

Aus Graubünden berichtet Radio­
televisiun Svizra Rumantscha. Die Mo­
deration auf SRF Info übernehmen An­
dri Franziscus aus Guarda und Annina 
Campell aus Cinuos­chel. «Wir versu­
chen aufzuzeigen, welche Konsequen­
zen es für unseren Kanton haben wird,

wenn die Temperatur um drei Grad 
steigt», sagt Franziscus. Themen sind 
unter anderem die Wasserknappheit 
und der Tourismus.

Die längste romanische Sendung
Im Studio in Chur begrüsst Franziscus 
unter anderem Gäste wie den Klimato­
logen Jan Sedlacek aus Sent, den Ober­
engadiner Glaziologen Felix Keller, die 
Geschäftsführerin von WWF Graubün­
den, Anita Mazzetta, und Martin Vin­
cenz, CEO von Graubünden Ferien.
Campell meldet sich von der Aussen­
stelle auf dem Crap Sogn Gion bei
Laax, wo sie den Touristiker Reto Gurt­
ner als Gast begrüssen darf.  «‘+ 3 grads’
wird die längste rätoromanische Sen­
dung, die es je gegeben hat», verrät 
Franziscus. Er freue sich auf diese Her­
ausforderung. Im Zentrum der Sen­
dung steht auf allen SRG­Fernsehsen­

dern ein fiktiver Dokumentarfilm mit 
dem Titel «Gefährlicher Sommer».Der 
Film erzählt in mehreren Teilen die 
Geschichte einer Familie im Wallis
während eines Hitzesommers mit all 
seinen Facetten und Konsequenzen.
Regisseur ist der Churer Daniel von 
Aarburg. Eine besondere Rolle spielen 
während des Abends auch die Regie­
rungspräsidentin Barbara Janom Stei­
ner und die Schriftstellerin Romana 
Ganzoni. Sie erhalten eine Carte
blanche für Kritik und Fragen auf Soci­
al Media.

Gemäss Franziscus ist «+3 grads»
der Start für ein langfristiges Projekt.
Jedes Jahr soll es künftig einen natio­
nalen SRG­Thementag geben.

«+ 3 Grad» wird heute ab 20.05 Uhr
auf SRF 1, SRF Info für RTR, RTS Un,
und RSI LA 1 ausgestrahlt.

Moderatorenduo: Annina Campell und 
Andri Franziscus berichten live . Bild RTR

von Stefan Bisculm

D as Fazit des Bundesamts 
für Umwelt (Bafu) war
klar: Die Sonderjagdini­
tiative verstösst nicht of­
fensichtlich gegen Bun­

desrecht. So steht es am Ende eines 
vierseitigen Schreibens, welches das
Bafu an den Bündner Regierungsrat 
Mario Cavigelli geschickt hat, rund
einen Monat bevor die Initiative im 
Bündner Parlament behandelt wurde.

Nur: Niemand wusste damals von 
der Existenz des Schreibens, welches 
der «Südostschweiz» heute vorliegt.
Zumindest keiner der Grossräte, die
am 9.Februar über die Rechtskonfor­
mität der Sonderjagdinitiative ent­
scheiden mussten. Einer Initiative, wel­
che zuvor von rekordverdächtigen
11000 Stimmberechtigten unterschrie­
ben worden war.

CVP­Regierungsrat Cavigelli hatte
das Bafu selber um dessen Sichtweise 
angefragt und eine Antwort noch vor 
der Behandlung durch die grossrätli­
che Vorberatungskommission und des 
Bündner Parlaments erbeten. Doch
selbst die Mitglieder der Vorberatungs­
kommission, die zehn Tage nach Erhalt
des Schreibens tagte, erfuhren nichts 
von der Stellungnahme des Bafu, die 
der Sichtweise der Regierung diame­
tral widersprach.

Der Ausgang der Geschichte ist be­
kannt: Das Parlament erklärte die
Sonderjagdinitiative am 9.Februar mit 
79:36 Stimmen für ungültig, im Wis­
sen,dass die Volksinitiative zu den ver­
fassungsrechtlich am besten geschütz­
ten Instrumenten der direkten Demo­
kratie zählt. Die Initianten akzeptier­
ten den Entscheid nicht und gelangten 
ans Bundesgericht. Dieses drehte den 

Entscheid, und die Initiative, welche 
die Sonderjagd abschaffen will, kommt 
nun doch vors Volk (Ausgabe vom
9.November).

Für Fraktionschefs ist 
Bafu-Stellungnahme relevant...
Der Schriftwechsel zwischen Cavigelli 
und dem Bafu kann heute nachgelesen

werden, weil Radio Südostschweiz die 
Briefe mit Verweis auf das Öffentlich­
keitsgesetz beim Bafu eingefordert hat­
te. Dessen Inhalte – und vor allem Ca­
vigellis Umgang damit – kommt bei 
den meisten Fraktionspräsidenten der 
Bündner Parteien nicht gut an. «Die 
Informationen im Schreiben des Bafu 
wären für uns relevant gewesen», fin­

det etwa Gian Michael, Fraktionschef 
der BDP. Die Meinung des Bafu als Ver­
treterin des übergeordneten Rechts
wäre seiner Ansicht nach für die
Meinungsbildung zentral gewesen.
«Ich kann mir gut vorstellen, dass die 
Meinungen in der Kommission anders 
ausgefallen wären,wenn die Mitglieder
Kenntnis von der Sichtweise des Bafu 
gehabt hätten», sagt Michael. Die BDP 
hatte die Sonderjagdinitiative im Gros­
sen Rat geschlossen mit 26:0 Stimmen 
für ungültig erklärt.

Vera Stiffler von der FDP meint
ebenfalls, dass die Kommission in ei­
nem solchen Fall in Kenntnis gesetzt 
werden müsse. Und selbst Marcus Ca­
duff von der CVP findet, diese Informa­
tion wäre für die Kommission «wich­
tig» gewesen. Trotzdem bezweifeln bei­
de, dass dies etwas am Ausgang der 
Schlussabstimmung geändert hätte.
Die FDP (19:13) und die CVP (28:3) hat­
ten die Initiative ebenfalls für ungültig 
erklärt.

Die SVP (6:2) und die SP (13:2) wa­
ren die beiden einzigen Parteien, wel­
che die Initiative für gültig erklärten.
«Wenn es um so zentrale Themen wie 
demokratische Grundrechte geht,
müssten dem Parlament alle wichtigen
Informationen so früh und so umfas­
send wie möglich zur Abwägung vor­
gelegt werden», sagt SP­Fraktionschef 
Conradin Caviezel. Und die Stellung­
nahme des Bafu wäre für ihn zweifel­
los eine wichtige Information gewesen.

Jan Koch, Fraktionspräsident der
SVP, ist überzeugt, dass das Vorgehen 
von Cavigelli Einfluss auf das Abstim­
mungsergebnis hatte: «Diese Informa­
tion wäre matchentscheidend gewe­
sen.» Er will nun die Fragestunde der 
Dezembersession dazu nutzen, um Ca­
vigelli in dieser Angelegenheit auf den 
Zahn zu fühlen.

... nicht so für Mario Cavigelli
Gegenüber der «Südostschweiz» be­
zeichnet Cavigelli sein Vorgehen als
üblich im Vorfeld einer Abstimmungs­
debatte. Die Stellungnahme des Bafu 
habe er den Volksvertretern nicht vor­
gelegt, weil er das Schreiben als nicht 
relevant für die Meinungsbildung ein­
geschätzt habe. Und daran habe sich 

nichts geändert. «Wir haben zwei Gut­
achten erstellen lassen, die sich viel 
gründlicher mit der Initiative ausein­
andergesetzt haben als das Bafu. Diese 
Gutachten waren für uns deshalb als 
einzige relevant.» Nur die Gesamt­
regierung habe er mündlich von der 
abweichenden Meinung des Bafu in
Kenntnis gesetzt, so Cavigelli.

Die Antwort des Bafu habe er vor 
der Kommissionssitzung und der
Grossratsdebatte erbeten, weil er diese 
von den eigenen Gutachtern habe über­
prüfen lassen wollen. Dass sich die Ein­
schätzung von Umweltbehörden des
Bundes mit jener des Kantons nicht 
immer deckt, sei kein unüblicher Um­
stand. «Die Argumentation des Bafu 
änderte nichts an der Schlussfolgerung
unseres Obergutachters Tomas Poled­
na. In einem Schreiben an uns bestä­
tigte er seine Meinung in aller Deut­
lichkeit», betont Cavigelli. Damit habe 
sich auch gezeigt, dass das Gutachten 
«belastbar» sei. «Es gab für uns des­
halb keine Veranlassung, der Sichtwei­
se des Bafu noch grösseres Gewicht zu 
verleihen.»

«Wir wissen einfach»
Cavigelli war sich seiner Sache am
9.Februar so sicher, dass er in der De­
batte im Grossen Rat keinen Zweifel an 
der Richtigkeit der regierungsrätlichen 
Position aufkommen liess, wie ein
Blick ins Ratsprotokoll zeigt: «Wir wis­
sen einfach, es ist aus unserer Sicht 
klar, das Waldrecht und das eidgenössi­
sche Jagdrecht sind nicht einhaltbar 
mit der Initiative, und somit ist diese 
ungültig.» 

So kann man sich irren.

Sonderjagdinitiative: Cavigelli 
sagte den Volksvertretern nicht alles
Das Bundesamt für Umwelt hielt die Sonderjagdinitiative für rechtskonform und somit für gültig. Nur wusste das Bündner Parlament nichts
davon, als es die Initiative seinerseits für ungültig erklärte. Regierungsrat Mario Cavigelli wollte es so.

«Nicht relevant»: Regierungsrat Mario Cavigelli hat vor der Sonderjagddebatte 
im Grossen Rat die Meinung des Bafu für sich behalten. Bild Yanik Bürkli

«Diese 
Information wäre 
matchentscheidend 
gewesen.»
Jan Koch 
SVP-Fraktionspräsident

Selbst die Mitglieder 
der vorberatenden 
Kommission hatten 
keine Kenntnis vom 
Schreiben des Bafu.
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«Dieser Anspruch 
wurde nicht erfüllt»
Der Anwalt der Sonderjagdinitianten, Michael Kneller, hätte von der Regierung 
mehr Transparenz erwartet, bevor eine Initiative für ungültig erklärt wird.

mit Michael Kneller 
sprach Stefan Bisculm 

D as Bundesamt für Um-
welt (Bafu) stuft die
Sonderjagdinitiative im
Gegensatz zur Bündner 
Regierung als gültig ein 

(Ausgabe von gestern). Die Berner Be-
hörde berief sich dabei unter ande-
rem auf ein Gutachten von Michael 
Kneller. Der Rechtsvertreter der Ini-
tianten findet, Mario Cavigelli hätte 
als verantwortlicher Regierungsrat zu-
mindest die vorberatende grossrätli-
che Kommission von der Haltung des 
Bafu in Kenntnis setzen müssen.

Herr Kneller, das Bafu hält die
Sonderjagdinitiative für gültig.
Hat Sie das überrascht?
MICHAEL KNELLER: Nein, gar nicht.
Was mich überraschte, war der frühe 
Zeitpunkt, an dem die Sichtweise des 
Bafu schon bekannt war. Wir haben 
ja erst aus dem Bundesgerichtsurteil 
Kenntnis von dem E-Mail-Verkehr zwi-
schen dem Bafu und Regierungsrat
Mario Cavigelli Kenntnis erhalten.

Mario Cavigelli hat vor der Abstim-
mung im Grossen Rat darauf ver-
zichtet, die vorberatende Kommis-
sion und das Parlament über die 
Haltung des Bafu zu informieren.
Wie werten Sie sein Vorgehen?
Ich muss hier differenziert antworten.
Die vorberatende Kommission hat ein 
umfassendes Recht auf Informatio-
nen. Dieser Anspruch wurde in die-
sem Fall nicht erfüllt.

Und das Parlament?
Dem Parlament hätte man den Be-
richt des Bafu vielleicht nicht vorle-
gen müssen. Doch Regierungsrat Ma-
rio Cavigelli hätte Gelegenheit gehabt,
sich zusammen mit der Kommission 
darauf zu einigen, in welcher Form 
auch das Parlament von der Haltung 
des Bafu hätte in Kenntnis gesetzt
werden können.

Was meinen Sie, weshalb hat
Regierungsrat Cavigelli diese In-
formation für sich behalten?
Ich gehe davon aus, dass Herr Cavigel-
li seitens interessierter Kreise unter 
Druck geraten ist, die Sonderjagd auf 
keinen Fall verbieten zu lassen, weil 
sonst Zustände mit zu viel Wild in 
Graubünden befürchtet wurden. Die-
se Befürchtung stützte sich unter
anderem auf ein wildtierbiologisches 
Gutachten, das alles andere als seriös 
war und deswegen auch im Grossen 
Rat und selbst vor Verwaltungsgericht 
stark kritisiert wurde. Irgendwie hätte 
man sich mehr Mut zu einer Volks-
abstimmung gewünscht.

Weshalb soll das Gutachten nicht 
seriös gewesen sein?
Es untersuchte, was passieren würde,
wenn man die Sonderjagd abschaffen 
und gleichzeitig das alte System bei-
behalten würde. Es liess andererseits 
völlig ausser Acht, was die Initiative 
hauptsächlich bezweckt, nämlich die 
Förderung der Jagd im Herbst statt im 
Winter. Die Sonderjagdinitiative hat
die Regierung aber damit beauftragt,
die jagdlichen Massnahmen in der
Hochjagd zu intensivieren und andere
Jagdmassnahmen zu entwickeln, da-
mit die Jagdziele auf alle Fälle auf der 
ordentlichen Hochjagd erreicht wer-
den können.

In Ihrem Gutachten brachten Sie 
erstmals die Regiejagd ins Spiel.

Glauben Sie wirklich, dass die
11000 Stimmberechtigten, die die 
Initiative unterschrieben haben,
damit einverstanden wären?
Das Verwaltungsgericht hat kurzer-
hand die Meinung der Regierung
übernommen, dass in Teilgebieten ge-
wisse Hirsche erst im November und 
Dezember vom Ausland her wieder in 
ihre Wintereinstandsgebiete in Grau-
bünden einwandern und auf diese
nicht während der Herbstjagd zuge-
griffen werden könne. Bei diesen klei-
nen Beständen wie auch bei den weni-
gen Hirschen im Nationalpark haben 
wir die bestehende Praxis der Regie-
rung ins Spiel gebracht, fehlende Ab-
schüsse durch die Wildhut zu tätigen.
Die Schlussfolgerung des Verwal-
tungsgerichts zielt dennoch darauf ab,
dass man ohne Sonderjagd keinen Zu-
griff auf diese Tiere hätte und die Fol-
gen daraus inakzeptabel wären. Wir 
wiederum haben gesagt, dass in die-
sen kleineren Problembereichen an-
stelle einer Sonderjagd auch eine von 
der Wildhut getragene Regiejagd tre-
ten könnte.

Statt Jäger aus dem Volk würden 
also einfach Wildhüter auf die
Jagd gehen.
Ja, aber nur für diese kleinen Rest-
bestände. Es ist eine falsche Darstel-
lung, zu behaupten, dass die Regiejagd
die Volksjagd ersetzt. Das war nie die
Aussage der aus Jägern bestehenden
Initianten. Die Initiative verlangt von
der Regierung Massnahmen, damit auf
der ordentlichen Hochjagd und nicht
im Winter, wenn die Tiere geschwächt
sind, eine Volksjagd stattfindet. Die
Wildhut kümmert sich ja schon heute
um solche Restbestände, wenn aus ir-
gendwelchen Gründen auf der Sonder-
jagd nicht gejagt werden kann. Der
Kanton Graubünden hat gemäss Ver-
fassung das Recht, zu jagen. Auch das
Bundesgericht sah in der Verfassung
eine ausreichende gesetzliche Grund-
lage für die Jagd durch die Wildhut,
währenddessen der Grosse Rat, die Re-
gierung und das Verwaltungsgericht
sich vehement dagegen stemmten.

Sie haben es angesprochen: Das
Verwaltungsgericht stützte die Un-
gültigerklärung des Grossen Rats.
Haben es sich die Bündner Richter 
zu einfach gemacht?
Ich möchte nicht von einem Fall auf 
den anderen schliessen. Aber eine ge-
wisse Tendenz ist schon spürbar:
Wenn auf der einen Seite eine Behör-
de des Kantons oder der Gemeinden 
steht, übernehmen die Richter in der 
Regel deren Auffassungen, was zum 
kostspieligen Gang an das Bundes-
gericht zwingt.

Gibt es diese Tendenz nicht auch 
in anderen Kantonen?
Grundsätzlich schon, aber nicht im-
mer so offensichtlich.

Zurück zur Ungültigkeitserklä-
rung im Grossen Rat: Glauben Sie,
dass der Fakt, dass niemand im
Parlament von der Einschätzung 
des Bafu wusste, Einfluss auf das 
Abstimmungsresultat hatte?
Auf jeden Fall. Eine Parlaments-
debatte ist keine Beratung hinter ver-
schlossenen Türen, und es wäre vor
so viel Publikum und Medien schwie-
rig gewesen, einfach so über die Ein-
schätzung des Bafu hinwegzugehen.
Wahrscheinlich wurde die Sonder-
jagdinitiative auch nicht so hoch ver-
worfen wie ähnliche Begehren zuvor,
weil wir neben den beiden regie-
rungsrätlichen Gutachten noch ein
eigenes rechtliches Gutachten ver-
fassten, das zu einem anderen Schluss
kam und das nicht zuletzt das Bafu
und das Bundesgericht überzeugten,
einstimmig die Beschwerde gutzu-
heissen.

«Es ist eine 
falsche Darstellung,
zu behaupten,
dass die Regiejagd 
die Volksjagd 
ersetzt.»

Durch alle Instanzen: Michael Kneller musste bis vor Bundesgericht, damit 
die Sonderjagdinitiative zur Abstimmung zugelassen wurde. Bild Olivia Item

SVP Graubünden 
will Klarheit
Die SVP Graubünden zeigt sich 
empört über das Verhalten der 
Bündner Regierung im Vorfeld 
der Ungültigkeitserklärung der 
Sonderjagdinitiative. Wie die 
«Südostschweiz» gestern berich-
tete, hatte CVP-Regierungsrat 
Mario Cavigelli eine Stellungnah-
me des Bundesamts für Umwelt, 
welche zum Schluss kam, dass 
die Initiative gültig sei, für sich be-
halten.  Dies sei ein Affront 
gegenüber den Stimmbürgern, 
so die SVP in einer Medien-
mitteilung. Die Partei verlangt 
deshalb, dass die CVP, ihr Regie-
rungsrat Mario Cavigelli aber 
auch die übrigen Regierungs-
mitglieder innert nützlicher Frist 
offenlegen, welches die konkre-
ten Beweggründe waren, die 
Stellungnahme des Bafu gegen-
über den Entscheidungsgremien 
zu verschweigen. (so)
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«Ich hatte einen Tipp erhalten»
Die «Causa Cavigelli» wäre ohne das Öffentlichkeitsgesetz wohl nie ruchbar worden.
Markus Seifert von Radio Südostschweiz hat in Bern das entscheidende Dokument beschafft.

Mit Markus Seifert 
sprach Olivier Berger 

Markus Seifert ist Redaktor und Aus-
bildungsverantwortlicher bei Radio
Südostschweiz. Daneben hat er sich in 
jüngster Vergangenheit zum Fach-
mann für das Öffentlichkeitsgesetz
weitergebildet. Im Fall von Regie-
rungsrat Mario Cavigelli hat sich das 
ausbezahlt: Seifert gelangte an den
Beweis, das Cavigelli der Öffentlich-
keit Informationen vorenthalten hat.

Herr Seifert, ist die «Causa Cavigel­
li» typisch für die Wirkung des
Öffentlichkeitsgesetzes?
MARKUS SEIFERT: Eigentlich schon.
Ohne das Gesetz wäre es – zumindest 
auf offiziellem Weg – nicht möglich 
gewesen, an die betreffenden Unterla-
gen zu kommen. Insofern geht es
beim Gesetz genau um solche Fälle.

Wie sind Sie überhaupt an das
Dokument gelangt?
Ich hatte einen Tipp erhalten, dass ein 
solches Papier existiert. Ich habe dann 
beim Bundesamt für Umwelt, dem

Bafu, nachgefragt. Dabei habe ich
mich auf das Öffentlichkeitsgesetz
berufen. Das Bafu hat meine Anfrage 
abgeklärt und mir das Dokument
schliesslich zugestellt. Ich musste
nicht einmal ein offizielles Gesuch
stellen. Im Gegensatz zu anderen Äm-
tern und Betrieben wie den SBB oder 

der Rüstungsfirma Ruag ist das Bafu 
sehr transparent.

Vom Öffentlichkeitsgesetz ist auch 
in Graubünden viel die Rede. Wo­
rum geht es da eigentlich?
Es geht um einen Paradigmenwechsel.
Früher war, was in Regierungen und 
Amtsstuben passierte, automatisch
geheim – wenigstens so lange, bis es 
die zuständigen Stellen von sich aus 
öffentlich gemacht haben. Seit 2006 
ist auf Bundesebene alles öffentlich, es
sei denn, es wird als geheim einge-
stuft. Dies ist zum Beispiel der Fall bei 
Justizdokumenten, aus Gründen des 
Persönlichkeitsschutzes oder wenn
die Sicherheit des Landes durch die 
Veröffentlichung gefährdet wäre.

Und im vergangenen Jahr hat
Graubünden nachgezogen?
Richtig. Andere Kantone wie Bern
kennen das Öffentlichkeitsprinzip
schon seit 1995.In Graubünden gilt ge-
wissermassen «Öffentlichkeit light» –
die Gemeinden sind ja ausgenommen.
Allerdings entscheiden sich immer
mehr Gemeinden von sich aus für ein 

eigenes Öffentlichkeitsgesetz. Das ist 
etwa in Chur, Domat/Ems, Davos und 
zuletzt in Landquart der Fall.

Manche Gemeinden tun sich aber 
immer noch schwer mit so viel Öf­
fentlichkeit. Woran liegt das?
Ich kann mir das auch nicht so richtig 
erklären. Die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in den Ämtern stehen im 
Dienste des Bürgers – wir bezahlen sie 
ja auch über die Steuern. Geheimnis-
krämerei sollte es deshalb nicht ge-
ben. Oft wird argumentiert, zu viele 
mutwillige Anfragen könnten die Äm-
ter überfordern. Die Praxis zeigt aber,
dass solche Anfragen eher selten sind.

Bei Ihnen als Journalist ist der
Nutzen klar. Aber was bringt das 
Gesetz den Bürgern?
Das Öffentlichkeitsgesetz gilt für alle,
nicht nur für Journalisten. Das heisst,
jedermann kann nach jedem Doku-
ment fragen. Auflagen gibt es dabei 
keine – man muss also keine direkte 
Betroffenheit nachweisen. Hilfreich ist
sicher ein Tipp – damit man weiss,
wonach man suchen muss.

«Das Gesetz gilt für alle»: Markus Seifert 
hat in Bern nachgefragt. Bild Yanik Bürkli

von Ursina Straub

E r habe dem Mailverkehr
mit dem Bundesamt für
Umwelt (Bafu) keine zent-
rale Bedeutung zugemes-
sen, sagte Regierungsrat

Mario Cavigelli gestern im Grossen
Rat. «Das war sicherlich ein Fehler»,
gab der Vorsteher des Bau-, Verkehrs- 
und Forstdepartements zu. «Für mei-
ne Unsorgfältigkeit möchte ich mich 
ausdrücklich bei der vorbereitenden 
Kommission, beim Kommissionspräsi-
denten und bei den Mitgliedern des 
Grossen Rates entschuldigen.»

Diesen hatte der Regierungsrat
nämlich E-Mails mit dem Bafu zur
Sonderjagdinitiative vorenthalten
(Ausgabe vom 29. November). Das Ba-
fu war – noch bevor der Grosse Rat
über die Gültigkeit der Sonderjagdini-
tiative debattiert hatte – zum Schluss 
gekommen, dass kein offensichtlicher 
Verstoss gegen das Bundesrecht vor-
liege. Die Sonderjagdinitiative hätte
demnach als gültig bezeichnet wer-
den können. Der Grosse Rat aber er-
klärte die Initiative im Februar 2015 
für ungültig.

Nichts vertuscht
Er habe «nie, wirklich nie, die Absicht 
gehabt, nicht alle Karten auf den Tisch
zu legen oder gar die Kommission hin-
ters Licht zu führen», unterstrich Cavi-
gelli. Er untermauerte dies damit, dass 
im Schriftverkehr mit dem Bundes-
gericht diesen Frühling die Mails mit 
dem Bafu erwähnt worden seien.
Diesen  Schriftverkehr habe auch die
vorbereitende Kommission erhalten.
«Hätte man etwas vertuschen wollen,
hätte man das nicht getan.»

Aus zwei Gründen, rechtfertigte
sich Regierungsrat Cavigelli, sei er
zum Schluss gekommen, dass die
E-Mails des Bafu nicht von zentraler 
Bedeutung seien: Zum einen, weil sich
das Bafu mit zwei bedeutenden recht-

lichen Fragen nicht auseinander-
gesetzt habe. Zum anderen, weil die 
Meinung des Bafu in wildbiologischen 

Fragen nicht wesentlich vom wildbio-
logischen Gutachten der Regierung
abweiche.

Für SVP-Grossrat Jan Koch (Kreis 
Fünf Dörfer) zeugte Cavigellis Ent-
schuldigung von Grösse. «Er hat damit
bewiesen, dass er bereit ist, Transpa-
renz zu schaffen», so Koch. Er sehe 
deshalb keine Veranlassung mehr,
einen Auftrag für eine Parlamentari-
sche Untersuchungskommission (PUK)
einzureichen.

Die vorberatende Kommission ha-
be mit Befremden festgestellt, dass sie 
nicht umfassend informiert worden 
sei, bemerkte deren Präsident, Walter 
Grass (BDP, Kreis Thusis). «Das kommt 
einem Vertrauensbruch gleich.» Man 
habe sich getäuscht gefühlt. «Wir er-
warten, dass wir künftig umfassend 
informiert werden.»

Die Entschuldigung wendet 
eine Untersuchung ab
Gegen Regierungsrat Mario Cavigelli wird keine Parlamentarische Untersuchungskommission eingesetzt.
Im Grossen Rat hat er sich entschuldigt und erklärt, weshalb er nicht umfassend informiert hat.

Besänftigt: Regierungsrat Mario Cavigelli (Mitte) mit den SVP-Grossräten Jan Koch (links) und Christian Mathias, Initiant der 
Sonderjagdinitiative. Bild Olivia Item

Neuer Fahrplan für die Sonderjagdinitiative

Am 8. November hat 
das Bundesgericht ent-
schieden, dass die Son-
derjagdinitiative gültig 
ist und dass das Volk 
darüber abstimmen 
soll. Damit beginnt die 
Frist für die Behand-
lung der Volksinitiative 
neu, wie der zuständige 

Regierungsrat Mario 
Cavigelli gestern Diens-
tag auf eine Anfrage 
von Grossrat Filip 
Dosch (CVP, Kreis Sur-
ses) im Grossen Rat 
sagte. Die Regierung 
hätte somit bis Ende 
November 2018 Zeit, 
eine Botschaft und 

einen Antrag an den 
Grossen Rat auszu-
arbeiten. Die Regierung 
mache sich aber für ein 
beschleunigtes Ver-
fahren stark, sagte 
Cavigelli. «Wir möchten 
das Geschäft möglichst 
schnell dem Grossen 
Rat vorlegen.» (us)

Gestern hat
der Grosse Rat:
● Nachtragskredite bewilligt 

und die Fragestunde abge-
halten;

● einen Vorstoss der SP abge-
lehnt, der eine externe Mel-
destelle für das kantonale 
Personal verlangte;

● parlamentarische Aufträge 
und Anfragen behandelt;

● die Dezembersession 
beendet.

Der
Grosse Rat

Südbünden setzt 
sich für Grenz-
Arbeitsplätze ein
Beim Grenzschutz darf nicht weiter 
gespart werden. Das fordert ein über-
regionales und überparteiliches Komi-
tee für mehr Sicherheit in Südbün-
den. Gestern ging das Komitee an die 
Öffentlichkeit, vertreten durch die  
Grossräte Alessandro Della Vedova 
(CVP, Poschiavo), Maurizio Michael 
(FDP, Bregaglia), Mario Salis (SVP, Ober-
engadin), Rico Lamprecht (BDP, Val 
Müstair) und den Scuoler Gemeinde-
präsidenten Christian Fanzun. Der 
Grenzschutz sei für Südbünden sehr 
wichtig, «gerade im Schengenraum 
mit seinen liberalen Regeln», wie ge-
sagt wurde. Entsprechend unterstütze 
man die Standesinitiative des Kantons 
Graubünden, welche auch in Zukunft 
genügend Einsatzkräfte an der Grenze 
fordere.

In Gefahr scheinen aber auch 
Arbeitsplätze im Bereich der Zollfahn-
dung zu sein. Diese wolle der Bund, so 
das Komitee gestern, ebenfalls zentra-
lisieren, was den «inakzeptablen Ver-
lust von weiteren Arbeitsplätzen in 
unseren Randregionen bedeuteten 
würde». Entsprechend haben die 
Grossräte gestern erneut einen Auf-
trag eingereicht, um die Regierung zu 
beauftragen, beim Grenzwachtkorps 
«transparente Informationen» einzu-
fordern. (so) 

Gratis-Polizei für 
Olympia 2026
Graubünden wird sich mit den mögli-
chen Austragungsorten von Olympia 
2026 in Sion (Wallis) «solidarisch» zei-
gen und seine Polizeikräfte unentgelt-
lich zur Verfügung stellen. Das sagte 
gestern der zuständige Regierungsrat 
Christian Rathgeb im Rahmen der 
parlamentarischen Fragestunde. Man 
hätte das Gleiche von den Kantonen 
auch verlangt, so Rathgeb, wenn Grau-
bünden den Zuschlag für Olympische 
Winterspiele erhalten hätte – und im 
Rahmen des jährlichen WEF würden 
die anderen Kantone auch unentgelt-
lich einspringen. Bevor die Regierung 
dem Wallis allerdings definitiv eine 
Zusage erteilen könne, sei eine detail-
lierte Machbarkeitsstudie nötig. (so)

900 Unterschriften 
als starkes Zeichen
Die Bündner Regierung hat dicke Post 
aus dem Misox erhalten. Über 900 Per-
sonen haben die Petition «Moesano 
pulito» unterschrieben, in welcher sie 
sich gegen die zahlreichen Briefkas-
tenfirmen im Tal wehren. Die Petition 
verlangt, dass die Vorgänge um die 
Briefkastenfirmen genau beleuchtet 
und auf ihre Rechtsmässigkeit hin 
untersucht werden. (so) 


